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Charta Oecumenica 
 
Leitlinie 11. Beziehungen zum Islam pflegen 
Seit Jahrhunderten leben Muslime in Europa. Sie bilden in manchen europäischen Ländern 
starke Minderheiten. Dabei gab und gibt es viele gute Kontakte und Nachbarschaft zwischen 
Muslimen und Christen, aber auch massive Vorbehalte und Vorurteile auf beiden Seiten. 
Diese beruhen auf leidvollen Erfahrungen in der Geschichte und in der jüngsten 
Vergangenheit. 
Die Begegnung zwischen Christen und Muslimen sowie den christlich-islamischen Dialog 
wollen wir auf allen Ebenen intensivieren. Insbesondere empfehlen wir, miteinander über den 
Glauben an den einen Gott zu sprechen und das Verständnis der Menschenrechte zu klären. 
Wir verpflichten uns, 

• den Muslimen mit Wertschätzung zu begegnen;  
• bei gemeinsamen Anliegen mit Muslimen zusammenzuarbeiten. 

 
(Die von der Konferenz Europäischer Kirchen als Leitlinien für die wachsende Zusammenarbeit unter 
den Kirchen in Europa erstellte Charta Oecumenica wurde von der Württembergischen Landessynode 
im Oktober 2001 zustimmend zur Kenntnis genommen. Siehe auch www.elk-wue.de, Suche: Islam) 

 
www.cec-kek.org/Deutsch 

 
 
 
Islam  
 
Der Islam ist nach dem Christentum die zahlenmäßig größte Religion der Welt und umfasst 
ca. 1,2 Milliarden Gläubige, in Deutschland etwa 3,2 Millionen. Der Glaube der Muslime gilt 
dem einen Gott und Muhammad/Mohammed als seinem letzten Propheten. Der Koran wurde 
nach islamischem Glauben Muhammad von Gott durch den Erzengel Gabriel offenbart 
(herabgeschickt). Er hat also für die Muslime eine andere Wertigkeit als die Bibel als ein von 
Menschen geistgewirkt geschriebenes Buch.  
 
Die fünf „Säulen“, auf denen das islamische Haus steht, sind:  

1. das Glaubensbekenntnis (shahada),  
2. das täglich fünfmalige Gebet (salat) in Richtung Mekka,  
3. das Fasten im Monat Ramadan (saum),  
4. die Pflichtabgabe (zakat) und  
5. die Pilgerfahrt nach Mekka im Monat (hajj).  

 
Diese Säulen stellen die religiöse Praxis der Muslime dar, sie gelten in der Regel ab der 
Geschlechtsreife. Der schiitische Islam mit seinem Schwerpunkt in Iran und Irak umfasst bis 
zu 10 % der Muslime, während die meisten anderen Sunniten sind, die sich wiederum an 
insgesamt vier größeren sehr unterschiedlichen Rechtsschulen orientieren und keine 
zentrale geistliche oder rechtliche Autorität kennen. Die liberalste ist die hanafitische Schule, 
die auch die vorherrschende Rechtsschule des türkischen Islam ist.  
Der Islam in Deutschland ist durch eine Vielfalt von Organisationen und Moscheevereinen 
geprägt, die nur zum Teil miteinander vernetzt sind. Auch die Dachverbände Zentralrat der 
Muslime in Deutschland (ZMD) und Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland 
repräsentieren nur einen Bruchteil der muslimischen Bevölkerung. Der (strikt unpolitische) 
türkisch-staatliche Verband DITIB („Diyanet“) ist größer als beide zusammengenommen und 
wäre als Gesprächs- und Kooperationspartner gern gesehen, will aber selbständig bleiben, 
wohingegen die Islamische Gemeinschaft Milli Görüs (IGMG) zu Kooperationen und 
organisatorischen Zusammenschlüssen bereit ist. Milli Görüs hat sich aber bis heute nicht 
von antijüdischen und islamistischen Umtrieben gelöst und ist dem umstrittenen türkischen 
Politiker Necmettin Erbakan und seinen jeweiligen Organisationen eng verbunden. 
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Schließlich ist der Verband der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) mit Einflüssen aus der 
Süleymancilar-Bewegung zu nennen, der vor einigen Jahren wieder aus dem ZMD austrat.  
Eine eigene Größe stellen die ca. 500.000 in Deutschland lebenden Aleviten dar, die für 
einen säkularen und ritenarmen Islam stehen, aber in der Regel von sunnitischen Muslimen 
nicht als Muslime anerkannt werden.  
Kontroversen entzünden sich in Deutschland u. a. an den Fragen, ob rituelles Schächten 
(möglichst vollständig entblutender Schlachtvorgang, meist ohne Betäubung) zulässig ist, an 
der Frage des Kopftuchtragens in öffentlichen Ämtern und am Bau von Moscheen mit hohen 
Minaretten und dem damit verbundenen Muezzinruf.  
Die öffentliche Aufmerksamkeit gilt in besonderer Weise dem politischen Islam 
(„Islamismus“), fälschlich auch als „islamischer Fundamentalismus“ (buchstabentreue 
Bezugnahme auf die heiligen Schriften) bezeichnet: Er akzeptiert die Trennung von Staat 
und Religion nicht und strebt tendenziell einen Staat nach Vorstellungen konservativer Teile 
der Scharia, des kanonisierten islamischen Rechts, an, je nach Militanz der Gruppe auch 
unter Inkaufnahme von Gewalt. Die Verfassungsschutzämter beziffern islamistische 
Organisationen in Deutschland auf ca. 1 % der muslimischen Bevölkerung, gehen aber von 
einem größeren ideologischen Einfluss aus.  
 
Im christlichen Dialog mit Muslimen ist zu beachten 

• Der Koran geht davon aus, dass der Gott der Muslime derselbe ist wie der der Juden 
und Christen. Unter Christen ist diese theologische Frage umstritten. 

• Während Christen von einer dreigestaltigen Gotteserfahrung in Vater, Sohn und Geist 
ausgehen, ist für Muslime Gott einzig und ohne Vaterschaft (ohne „Beigesellung“).  

• Jesus ist ein wichtiger Prophet und Empfänger der Evangelien, er ist auch „Messias“, 
aber er kann nicht Gottes Sohn sein. Auch ist es für Muslime mit der Würde eines 
Propheten nicht vereinbar, dass Gott ihn am Kreuz sterben ließ: Ein anderer starb an 
seiner Stelle. 

• Der christliche Glaube sieht den Menschen in einer sündhaften Gottesferne, die 
letztlich nur durch Gott selbst gnädig überbrückt werden kann. Auch der islamische 
Glaube kennt den gnädigen und barmherzigen Gott (Eingangssatz jeder Sure außer 
der 9.), aber der Mensch kann sein Leben unter der Rechtleitung nach dem Willen 
Gottes gestalten, so dass ihm im Gericht seine Taten zum Guten aufgerechnet 
werden. 

 
Prof. Dr. Ulrich Dehn, Januar 2005 
 
Literatur 
Ulrich Dehn, Allah hat viele Namen, EZW-Text 147, 2. Aufl. Berlin 2002 
Ursula Spuler-Stegemann, Muslime in Deutschland, 3. Aufl. Freiburg i. Br. 2002 
Karl-Wolfgang Tröger, Bibel und Koran, Berlin 2004 
 

www.ezw-berlin.de 
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Zahlen und Daten zum Islam in Deutschland und Europa 2005.  
 
Die im Juli veröffentlichte Frühjahrsumfrage 2005 des Soester Zentralinstituts Islam-Archiv-
Deutschland zeigt gegenüber dem Vorjahr einen geringfügigen Anstieg der Zahl der in 
Deutschland lebenden Muslime von 3.172.000 auf 3.224.000. Nach wie vor sei dabei das 
Verhältnis Sunniten zu Schiiten etwa 80 % zu 20 %.  
Allerdings weist das Institut darauf hin, dass konfessionelle Unterschiede bzw. Unterschiede 
zwischen Rechtsschulen im deutschen Kontext eine zunehmend geringere Rolle spielen. 
Eine Zahl von 420.000 Aleviten ist in der Ziffer für Schiiten (644.800) enthalten, was 
allerdings dem Selbstverständnis der Aleviten nicht entspricht, auch wenn sie sich 
gemeinsam mit den Schiiten auf den Schwiegersohn Muhammads und vierten 
rechtgeleiteten Kalifen Ali berufen (alevitische Verbände selbst veranschlagen ihre Zahl mit 
mehr als 500.000, vgl. dazu das Stichwort "Aleviten" unter www.ezw-berlin.de). Fast eine 
Million Muslime verfügen jetzt über einen deutschen Pass (950.276), und auch die Zahl der 
deutschstämmigen Muslime ist leicht auf 14.352 gestiegen. Etwa 952.000 der nicht-
deutschstämmigen Muslime sind in Deutschland geboren. Die Zahl der illegal eingereisten 
Muslime liegt unverändert zum Vorjahr bei ca. 200.000.  
Die Frömmigkeit unter Kindern und Jugendlichen (insgesamt ca. 850.000) hat zugenommen: 
Nach 15 % des Vorjahrs sind es jetzt 21,8 %, die die Korankurse (Koranschulen) in den 
Verbänden und Moscheen besuchen.  
Unverändert ist die Kritik an der unprofessionellen und unzureichenden Jugendarbeit der 
Moscheen und insbesondere an der mangelnden Berücksichtigung der Mädchen. 41 % der 
Befragten äußerten sich zur Vereinbarkeit von Grundgesetz und Koran positiv (Vorjahr 
67 %), 24 % negativ, jedoch ist diese Frage einschließlich des Ergebnisses wenig 
aufschlussreich, da viele Muslime einen Vergleich des Koran mit dem Grundgesetz ohnehin 
für schwierig halten. Auch kann die Antwort als reine Sachaussage gemeint sein, ohne dass 
der Antwortende damit seine positive oder negative Einstellung zum Grundgesetz bezeugte.  
Auf "einhellige Ablehnung" stößt der Anspruch der DITIB, alle muslimischen Verbände in 
Deutschland gegenüber Staat und Gesellschaft zu vertreten, vielmehr empfehlen 33% der 
Befragten der DITIB, sich dem derzeit sich anbahnenden Bündnis der meisten Nicht-DITIB-
Organisationen anzuschließen.  
85 % waren nicht einverstanden mit der Vorstellung, in Moscheen nur noch 
deutschsprachige Predigten zu hören, aber auch ausschließlich türkische Predigten fanden 
nur 22 % Befürwortung. Hoch favorisiert wurden Predigten mit anschließender deutscher 
Zusammenfassung.  
Verstärkt hat sich in den letzten Jahren (seit dem 11. September 2001) unter Muslimen die 
Wahrnehmung eines "gefühlten Generalverdachts" und der Eindruck, dass die 
Deutungshoheit über den Islam zunehmend von nicht-muslimischen, gesellschaftlichen 
Kräften besetzt werden soll. 62 % stuften den Dialog mit Christen als sehr wichtig ein, 28 % 
als wichtig. 
12 % der Muslime sind in den sechs islamischen Spitzenverbänden (DITIB, Islamrat, 
Verband der islamischen Kulturzentren, Nurculuk Vereinigungen, Zentralrat der Muslime, 
Islamische Religionsgemeinschaft in Hessen) organisiert.  
Die SPD legte in der Akzeptanz unter den Muslimen vom Vorjahr um 7 % auf 48 % zu, 
während die Bündnis-Grünen von 29 % auf 15 % abstürzten. Eine schwarzgelbe Koalition 
wäre mit muslimischen Wählern nicht möglich: Für FDP und CDU würden sich nur je 2 % 
entscheiden (Stichtag 15.5.2005, noch ohne Berücksichtigung der Linkspartei).  
Das Zentralinstitut beobachtet eine hohe Zahl von Konversionen insbesondere iranisch-
schiitischer Muslime zum Christentum. Inzwischen seien mehrere persisch-sprachige 
christliche Gemeinden gegründet worden, sowohl im landes- als auch im freikirchlichen 
Bereich. 
Die Umfrage bietet auch Zahlen zu Europa: Unter den Ländern mit muslimischer Minderheit 
steht die muslimische Bevölkerung Frankreichs mit 5,5 Mio. an der Spitze, gefolgt von 
Deutschland (3.224.000) sowie an dritter Stelle von Großbritannien (1,5 Mio.), ferner 
Niederlande (700.000), Belgien (400.000), Österreich (350.000) und Schweiz (330.000). Die 
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europäische Türkei mit 5,9 Mio., Albanien mit 2,1 Mio., Bosnien-Herzegowina mit 2 Mio., 
Serbien-Montenegro mit 1,6 Mio. und Bulgarien mit 1,1 Mio. sind in Südosteuropa die 
Spitzenreiter. In der EU leben insgesamt 14.037.505 Muslime. Auf Island sind es fünf (!).  
Der vom Bundesinnenministerium geförderten Umfrage liegen 1000 Interviews und 13 
Organisationsbefragungen zugrunde. 
 
Ulrich Dehn 

Materialdienst der EZW 10/2005, S. 386f. 
 
 
 
Muslime in Baden-Württemberg  
Eine Integrationsaufgabe auch für die Kirchen 
 
Die Zahlen, die mit dem Kabinettsbericht "Muslime in Baden-Württemberg" im März 2005 
vorgelegt wurden, haben manchen überrascht: 610.000 Menschen islamischen Glaubens 
lebten Ende 2003 in Baden-Württemberg - bei der Volkzählung von 1987 waren es noch 
273.192. Ihr Anteil an der Bevölkerung macht fast 6% aus. Sie lassen sich umso weniger 
ignorieren, als bereits ein Drittel der Muslime deutsche Staatsbürger sind.  
Der Anteil der Muslime mit deutscher Staatsbürgerschaft wächst rasch: Im Jahr 2004 
beantragten 3,87 % der in Deutschland lebenden türkischen Bevölkerung die deutsche 
Staatsbürgerschaft, verglichen mit nur 0,17 % der Ausländer aus EU-Ländern. Mittlerweile 
hat jedes zehnte im "Ländle" geborene Kind muslimische Eltern. Zwar sinkt auch in 
muslimischen Familien die Zahl der Kinder, doch ist die muslimische Bevölkerung in ihrem 
Altersaufbau jünger und hat damit mehr Kinder als die alteingesessene. 
Es ist also Fakt: Der Islam als Religion und Muslime als Mitbürger gehören zu Baden-
Württemberg und werden auch künftig dazu gehören. Nach dem Bericht der 
Landesregierung ist möglich, dass die Zahl der Muslime im Land sich bis 2015 noch einmal 
um 25 % auf 750.000 erhöht. 
In unserer Landeskirche liegt mit dem mittleren Neckarraum ein besonderer Schwerpunkt 
der muslimischen Bevölkerung: In der Region Stuttgart leben 207.400 Muslime (7,8 % der 
Bevölkerung), im Kreis Stuttgart sogar 64.800 (11,3 %).  
Doch auch im ländlichen. Raum begegnet man mittlerweile überall Muslimen: Im 
Nordschwarzwald sind es 5,5 %, und selbst im Kreis Biberach, wo ihr Anteil am kleinsten ist, 
sind es noch knapp 5000, also 2,7 %.  
Damit wird im gesamten Raum unserer Landeskirche für die Generation, die jetzt aufwächst, 
in Kindergärten und Schulen das Zusammenleben mit Muslimen Realität und Aufgabe sein. 
Doch werden Integration und Zusammenleben gelingen?  
Was seit dem 11. September geschehen ist, lässt erschrecken: Smarte und meist 
akademisch gebildete Täter, einige dem Bier und Discobesuchen nicht abgeneigt und nach 
außen nicht auffallend, verschrieben dennoch sich und ihr Leben einem islamisch 
motivierten Kampf gegen den Westen. Den Anschlägen in Amerika folgten weitere 
Terroraktionen. Sie vertieften den Schrecken, denn etwa beim Mord an dem Regisseur Theo 
van Gogh oder den Londoner Anschlägen in diesem Sommer kamen die Täter aus der 
muslimischen Bevölkerung dieser Länder und aus dem Westen. Was wird, wenn die hier 
lebenden und aufwachsenden Muslime nicht integriert werden? 
In der aufnehmenden, deutschen Gesellschaft gibt es bisher, das sei nicht verhehlt, viel 
Desinteresse, sogar Skepsis gegenüber Muslimen und dem Islam. Integration wird ihnen oft 
schwer gemacht oder auch verweigert. Mehmet Daimagüler, übrigens Mitglied des 
Bundesvorstands der FDP, hat im März dieses Jahres ironisch und auch bitter gegen die 
verbreitete These geschrieben, die Integration sei gescheitert, weil die türkischen und 
muslimischen Zuwanderer seit 40 Jahren die großzügigen Angebote zur Integration in 
Deutschland nicht angenommen hätten:  

"Ihr Deutschen verliert die Geduld mit uns Türken. 40 Jahre gabt ihr uns eine tolle 
Heimat, wo es uns an nichts fehlte: volle Bürgerrechte, Arbeit, erstklassige Bildung. 
An wahre Liebe grenzende Zuneigung war uns gewiss. Unsere Wünsche last ihr uns 
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von unseren schnauzbärtigen Lippen ab. Ob Vermieter oder Arbeitgeber, Türsteher 
oder Oberkellner, alle waren stets beglückt, wenn einer von uns aufkreuzte. ... Dass 
wir alle Einladungen zur Integration arrogant ignorierten und stattdessen lieber in 
unserem eigenen Hammelsaft brieten, habt ihr uns lange nachgesehen. Ebenso naiv 
wie vergeblich ludet ihr uns wieder und wieder in Eure Häuser ein. Wir waren es, die 
die weltbekannte und sprichwörtliche deutsche Gastfreundschaft verschmähten..."  

Dass Schritte zur Integration der Muslime und des Islam dringlich sind, wird heute endlich 
erkannt: Die Landesregierung hat unter anderem gleichzeitig mit der Vorlage des 
Kabinettsberichts einen Versuch zur Einführung eines islamischen Religionsunterrichts für 
das kommende Schuljahr angekündigt, wie er von den evangelischen Kirchen seit langem 
befürwortet wird. 
Sie hat auch ihre Hoffnung auf den interreligiösen Dialog geäußert, dem "zunehmend 
Bedeutung zu(kommt)". Dass hier eine große Aufgabe und auch Verantwortung liegt, sagt 
auch der Leiter des Zentrums für Türkeistudien an der Universität Duisburg-Essen, Professor 
Faruk Sen. Er bezeichnet "die bessere Verständigung mit den Muslimen und den 
islamischen Organisationen in Deutschland" als "Schlüssel zur Integration". Er spricht von 
einer "kleinen Renaissance des Islam bei den Migranten in Deutschland und Europa", die 
kein Problem sei, solange die Einbeziehung der Muslime in moderne und plurale 
Gesellschaftsordnungen gelinge." Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration betont, dass Integration mit R geschrieben wird: R für Religion. 
Der Staat kann interreligiösen Dialog freilich nicht selbst betreiben - die Landesregierung 
spricht dies offen aus. Die Entscheidung, ob sie den Dialog mit Muslimen für sich als 
Aufgabe sehen, liegt also bei den Kirchengemeinden und der Kirche selbst, und das ist auch 
inhaltlich angemessen.  
Der christlichen Kirche ist ihr Auftrag im Evangelium gegeben, nicht durch Erwartungen von 
staatlicher oder gesellschaftlicher Seite. Dabei kommt man an der Tatsache nicht vorbei: 
Unsere Gemeindeglieder teilen die Gefühle der übrigen deutschen Bevölkerung, auch deren 
Vorbehalte und Ängste. Ein erster Blick in die Umfrage zum Stand der christlich-islamischen 
Beziehungen in der Landeskirche vom Sommer dieses Jahres, die zur Zeit von einer 
Arbeitsgruppe im Pfarrseminar und dem Oberkirchenrat ausgewertet wird, zeigt, dass nach 
Einschätzung der Berichterstatter ein ausgesprochen großer Anteil der Bevölkerung (fast 
40 %) gegenüber der muslimischen Mitbevölkerung gleichgültig ist, also an ihnen und 
Beziehungen zu ihnen nicht interessiert ist – das spiegelt Mehmet Daimagüler ja zurück. 
Auffällig freilich auch, dass viele Berichterstatter die Offenheit gegenüber Muslimen in den 
evangelischen Gemeinden für etwas größer halten als die der übrigen Bevölkerung. Bedenkt 
man, dass Nachrichten vom Schicksal christlicher Minderheiten in einigen mehrheitlich 
islamischen Ländern und Konfliktgebieten nicht wenige Gemeindeglieder beunruhigen, dann 
beeindruckt es, wie viel sich an Beziehungen in den letzten Jahren entwickelt hat. 
Informationsveranstaltungen über den Islam sind mittlerweile ein Standardangebot in der 
Erwachsenenbildung, oft auch mit Muslimen als Gesprächspartnern. Die von den 
evangelischen Gemeinden getragenen Kindergärten sind häufig Orte der Begegnung mit 
muslimischen Kindern und ihren Eltern, der Evangelische Landesverband hat dafür eine 
Handreichung erstellt. Es gibt sogar eine erstaunliche Zahl von Orten, wo sich ein Netzwerk 
fester Beziehungen zwischen Kirchengemeinden und muslimischen Nachbarn und 
Moscheevereinen gebildet hat, bis hin zum regelmäßigen und öffentlichen Austausch von 
Grüßen zum Fest am Ende des Ramadan und Weihnachten oder Ostern, Mehrfach war es 
der Konflikt um den Bau einer Moschee, der das Gespräch intensivierte oder gar erst 
entstehen ließ. In Schwäbisch Hall entwickelte sich daraus ein solch intensiver Dialog, dass 
in diesem Jahr daraus eine Türkeireise entstand. 
Es ist künftig wichtig, dass die Gemeinden, die solche Begegnung wagen, mehr voneinander 
wissen. Die Verantwortlichen müssen informiert sein über die Gesprächslage in Deutschland 
und im Ausland und über die Grundsatzentscheidungen unserer Kirche, aber auch über die 
muslimische "Szene". Der Vorwurf der "Blauäugigkeit" wird oft erhoben gegen Christ/innen, 
die sich auf den Dialog einlassen - ihm kann nur durch Informiertheit begegnet werden.  
Die Landeskirche hat bereits viel getan, um Informationen zu sammeln und den 
Informationsaustausch zwischen den Beteiligten zu fördern: 
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Die Evangelische Akademie Bad Boll und der Dienst für Mission, Ökumene und Entwicklung 
(DIMOE) bieten Expertise. Das Pfarrseminar, das Pädagogisch- Theologische Zentrum 
(PTZ), die Evangelische Fachhochschule, die evangelischen Fachschulen für 
Sozialpädagogik, der Evangelische Landesverband Tageseinrichtungen für Kinder in 
Württemberg e.V. qualifizieren Mitarbeiter/innen auf diesem Feld. Die Fortbildungsstätte 
Denkendorf bietet Kurse für Sprachhelferinnen und -helfer, die im Land Sprachhilfe nach 
dem Denkendorfer Modell anbieten und damit einen wichtigen Beitrag zur Integration leisten. 
In einzelnen Kirchenbezirken und für die Landeskirche gibt es Beauftragungen für 
Islamfragen; außerdem den vom Oberkirchenrat berufenen Arbeitskreis für Islamfragen. 
Neben den Handreichungen des Oberkirchenrats zu Fragen des Moscheebaus und zur 
Problematik religiöser Feiern mit Muslimen und bikultureller Eheschließungen bietet die 
Handreichung der ACK Baden-Württemberg "Christen begegnen Muslimen" grundsätzliche 
Orientierung. 
Die ACK auf Bundesebene hat ein Projekt in Zusammenarbeit mit zwei der drei 
muslimischen Dachverbände und dem Zentralrat der Juden in Deutschland angestoßen 
"Weißt du, wer ich bin?". Die Weitung des Blicks über die jeweilige Dialogbeziehung mit 
Juden oder Christen hinaus, die gemeinsame Trägerschaft mit DITIB, dem größten 
Moscheeverband, und dem Zentralrat der Muslime in Deutschland auf muslimischer Seite 
und die ökumenische Trägerschaft auf christlicher Seite könnten neue inhaltliche Impulse 
ermöglichen. 
In unserer Landeskirche wird die Verantwortung für die Begegnung mit Muslimen gesehen: 
Die Landessynode hat das Verhältnis zum Islam zu einem ihrer Schwerpunktthemen 
gemacht und wird es im Frühjahr 2006 bearbeiten, die Herbstkonferenz der Vikar/innen und 
Pfarrer/innen z. A. hat ein beeindruckendes Programm erarbeitet. An vielen anderen Stellen 
in unserer Landeskirche wird intensiv über mögliche Wege der Begegnung nachgedacht, in 
denen wir einerseits die Muslime und ihren Glauben näher kennen lernen, andererseits 
ihnen unseren christlichen Glauben erklären und bezeugen. Damit tragen wir auch zur 
Integration und zum friedlichen Zusammenleben bei. 
 
Heinrich Georg Rothe 
 

Für Arbeit und Besinnung,  
Zeitschrift für die Evangelische Landeskirche in Württemberg (aub),  

20/2005, S. 27f. 
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Muslime in Baden-Württemberg, Tabellen und Grafiken 

 
Muslime in Baden-Württemberg, S 7 

 
Muslime in Baden-Württemberg, S. 8 
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Muslime in Baden-Württemberg, S. 10 
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Muslime in Baden-Württemberg, S. 14 
Muslime in Baden-Württemberg, Bericht für den Ministerrat vom 15.03.2005,  

hrsg. vom Staatsministerium Baden-Württemberg (Vgl. auch weiterführende Links). 
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Einander mit Wertschätzung begegnen 
Zum Zusammenleben von Christen und Muslimen in Baden 
 
Die badische Landessynode hat in ihrem Beschluss am 23. Oktober 2003 die Charta 
Oecumenica dankbar aufgenommen und empfiehlt diese zur Beratung in den Bezirken und 
Gemeinden. Unter der Überschrift „Beziehungen zum Islam pflegen“ formuliert die Charta 
Oecumenica in Leitlinie 11: 

„Die Begegnung zwischen Christen und Muslimen sowie den christlich-islamischen 
Dialog wollen wir auf allen Ebenen intensivieren. … Wir verpflichten uns, 
• den Muslimen mit Wertschätzung zu begegnen; 
• bei gemeinsamen Anliegen mit Muslimen zusammenzuarbeiten.“ 

Die Bitte und Selbstverpflichtung der Charta Oecumenica aufnehmend, hält der 
Evangelische Oberkirchenrat fest: 
 
Zu den Aufgaben unserer Kirchengemeinden gehört es, das friedliche Zusammenleben von 
Menschen unterschiedlicher Kultur und Religion in einem Stadtteil oder einer Region zu 
fördern. Begegnungen auf der Straße, Gespräche beim Elternabend der Schule, 
gemeinsame Wege der Kinder zum Kindergarten, die Zusammenarbeit als Kolleginnen oder 
Kollegen im Betrieb, nachbarschaftliche Besuche oder andere alltägliche Gelegenheiten 
können dabei helfen. Ein im Alltag darüber hinaus bewusst gestaltetes Zusammenleben 
kann dazu beitragen, über Unterschiede hinweg aufeinander zu hören, Fremdes verstehen 
zu lernen, Gemeinsames zu suchen, Differenzen deutlich zu benennen und dennoch 
gemeinsam zu handeln. Glückwünsche zu den Festen der jeweils anderen 
Religionsgemeinschaft und Formen der wechselseitigen Gastfreundschaft sind Elemente 
eines gelingenden Zusammenlebens und werden als deutliche Zeichen für den Willen der 
Religionen zu einer friedlichen Koexistenz verstanden. 
In einem weitergehenden christlich-islamischen Dialog sind bestimmte Ziele und Ebenen zu 
unterscheiden. 

• Wahrnehmen von Gemeinsamkeiten und Unterschieden in Frömmigkeit und 
Glaubenspraxis, Gottes- und Weltverständnis 

• Suche nach einer gemeinsamen Haltung zum Beispiel zu Menschenrechten, zur 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern oder zum Verhältnis von Religion 
und Gewalt 

Das Gespräch über solche Themen kann als ein gemeinsamer Weg gestaltet werden. 
Offenheit und Selbstbewusstsein sind Tugenden im interreligiösen Dialog. Der Respekt vor 
dem Wahrheitsanspruch beim anderen widerspricht keineswegs dem christlichen Bekenntnis 
zum dreieinigen Gott und erlaubt das Christuszeugnis gegenüber den Dialogpartnern. Oft 
wird in der Begegnung das Profil des eigenen Glaubens deutlicher. Aber es finden sich auch 
Antworten auf offene Fragen, Missverständnisse können sich klären lassen und das 
Zusammenleben kann auf dem Weg der Begegnung eine hohe Verbindlichkeit entwickeln. 
Um das Zusammenleben von Christen und Muslimen in Baden in gegenseitiger 
Wertschätzung zu intensivieren und das christlich-islamische Gespräch zu vertiefen, hat sich 
der Evangelische Oberkirchenrat auf eine Reihe von Selbstverpflichtungen verständigt. 
Gleichzeitig formuliert er Bitten an die muslimischen Gemeinschaften. 
 
Selbstverpflichtungen 

1. Wir unterstützen den Modellversuch „islamischer Religionsunterricht“ für muslimische 
Schülerinnen und Schüler an öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg. Wir sehen 
im islamischen Religionsunterricht eine Ausgestaltung von Artikel 7 Absatz 3 des 
Grundgesetzes. Wir sind bereit, uns weiterhin bei Problemen in die Beratungen 
einbeziehen zu lassen. Wir werden eine Akzeptanz zu erleichtern suchen. 

2. Da, wo es nötig ist, werden wir im Rahmen des Grundgesetzgebots Artikel 4 Absatz 2 
die ungestörte Religionsausübung von Muslimen vor Ort fördern. Dies gilt 
insbesondere für angemessene Möglichkeiten muslimischer Bestattungen. Wir setzen 
uns für eine sachgerechte Diskussion im Zusammenhang mit der Errichtung von 
Moscheegebäuden ein. 
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3. Über die Kirchenbezirke fördern wir, ggf. durch Bezirksbeauftragte, die Arbeit der 
Dialoggruppen und christlich-islamischen Gesellschaften vor Ort. Wir beteiligen uns 
an der Dialogarbeit innerhalb der ACK in Baden-Württemberg. 

4. Gegen Akte von Gewalt gegen Menschen anderer Sprache, Herkunft und Religion 
oder gegen Moscheegebäude werden wir Stellung beziehen. Über das Fort- und 
Weiterbildungsprogramm „Integration und Versöhnung“ fördern wir gezielt die 
interreligiöse und interkulturelle Kompetenz in Kirchengemeinden, Bezirken und 
Diensten. 

5. Wir bitten Kirchenbezirke und Gemeinden, die Empfehlungen der Charta 
Oecumenica in Leitlinie 11 aufzunehmen und umzusetzen. Im interreligiösen Dialog 
kann der eigene Glaube wachsen. Grußworte zu den großen Festen und 
wechselseitige Gastfreundschaft sind deutliche Zeichen für den Willen der 
Religionsgemeinschaften zu einem friedlichen Zusammenleben in unserer 
Gesellschaft. 

 
Bitten an die muslimischen Gemeinschaften 

1. Wir bitten die muslimischen Gemeinschaften, den Modellversuch „islamischer 
Religionsunterricht“ in Baden-Württemberg mit zu tragen. Wir bitten darum, dass die 
muslimischen Familien ihren Kindern erlauben, den deutschsprachigen islamischen 
Religionsunterricht zu besuchen, soweit dies in Baden-Württemberg ab dem 
Schuljahr 2006/2007 möglich ist. 

2. Wir bitten die muslimischen Gemeinschaften in Baden darum, sich dafür einzusetzen, 
dass die islamischen Organisationen in Deutschland zu einer Form der 
Zusammenarbeit kommen, in der sie leichter als bisher Partner für Öffentlichkeit, 
Kirchen und Staat sein können. 

3. Die muslimischen Gemeinschaften werden gebeten, sich an der Diskussion über die 
Identität eines aufgeschlossenen, vielfältigen Islam in Europa zu beteiligen. Dazu 
gehört auch das Eintreten für die verfassungsmäßigen Grundrechte – insbesondere 
Selbstbestimmung von Frauen und Mädchen, religiöse Freiheit und 
Gleichberechtigung von Mann und Frau. 

4. Wir bitten darum, dass die Verantwortlichen der muslimischen Gemeinschaften 
Morde an Frauen und Mädchen, die angeblich im Namen der Ehre geschehen, 
ächten und Gewalt im Namen der Religion verurteilen. Wir werden solche 
Stellungnahmen aufnehmen und weitergeben. 

5. Die muslimischen Gemeinschaften werden gebeten, sich zu Gesprächen über 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede unseres Glaubens einladen zu lassen.  

 
Der Evangelische Oberkirchenrat dankt allen, die in Gemeinden, Dialoggruppen, ihren 
privaten oder beruflichen Lebenszusammenhängen sich bisher schon für ein gelingendes 
Zusammenleben von Christen und Muslimen eingesetzt haben und ermutigt dazu, dies auch 
weiterhin zu tun. Er empfiehlt den Kirchenbezirken und Gemeinden, das Zusammenleben 
von Christen und Muslimen als ständige Aufgabe unserer Kirche angemessen zu gestalten. 
 

Evangelischer Oberkirchenrat, Karlsruhe, den 3. Mai 2005 
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Islamistische Gruppierungen sind in Deutschland und auch in Württemberg aktiv. Sie bilden zwar unter 
den Muslimen insgesamt einen geringen Anteil, nötigen aber aufgrund ihrer Aktivitäten umso mehr zur 
genauen Wahrnehmung. Deshalb hier eine aktuelle Übersicht. 
 
 
Islamismus in Deutschland 
Gruppen und Tendenzen 
 
"Noch stellen Sie eine Minderheit dar und halten sich an die Regeln unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung. Doch wie wird es einmal sein, wenn Sie in der Mehrheit sind?“ 
Mit dieser Frage drückte die Teilnehmerin einer christlich-islamischen Dialogveranstaltung, die 
vor einiger Zeit in Berlin stattfand, ein Gefühl aus, das nicht nur durch die Berichterstattung 
einiger Journalisten über die in Deutschland lebenden Muslime genährt wird, sondern auch 
durch die in den vergangenen Jahren gehäuften Nachrichten über hierzulande agierende 
Islamisten: die Furcht vor der politischen Einflussnahme muslimischer Mitbürger auf den 
deutschen Staat, seine Gesellschaftsordnung und seine Rechtssprechung. Ein Gefühl, das sich 
sogar in die Angst vor einer „feindlichen Übernahme“ steigern kann. 
Obgleich zahlreiche Institutionen nicht erst seit vier Jahren um die Aufklärung über die in 
Deutschland lebenden Muslime bemüht sind, haben die Anschläge vom 11. September 2001 
und die unzähligen Terrorakte, die in vielen Teilen der Welt von Menschen muslimischen 
Glaubens begangen wurden, dazu geführt, dass Muslime weltweit unter den Generalverdacht 
des gewaltbereiten Fundamentalismus gestellt wurden. Die Globalisierung des islamistischen 
Terrorismus und sein nicht unbeträchtlicher Einfluss auf die Weltpolitik haben auch in der 
Bundesrepublik zu der Befürchtung geführt, islamische Gruppierungen könnten den deutschen 
Rechtsstaat untergraben und nach politischer Herrschaft streben. 
Die langwierige Debatte um den „Kalifen von Köln“ hat deutlich gemacht, dass derartige 
Befürchtungen nicht als grundlos zurückgewiesen werden können. Dennoch darf nicht der 
Eindruck entstehen, sämtliche islamische Vereinigungen in Deutschland stellten ein 
Bedrohungspotenzial für unsere Gesellschaftsordnung dar. Denn bundesweit werden weniger 
als ein Prozent der Muslime dem Islamismus zugerechnet, von denen wiederum eine 
Minderheit Gewalt befürwortenden oder gewaltbereiten Organisationen angehört. Die 
überwiegende Mehrheit stellen hingegen die Anhänger sogenannter legalistischer 
Gruppierungen dar, die mittels politischer Aktivitäten islamistische Positionen im 
gesellschaftlichen Leben der Bundesrepublik durchsetzen bzw. entsprechende Freiräume 
erlangen wollen, sich jedoch von jeglicher Gewaltanwendung distanzieren. Während sich die 
islamistischen Gruppierungen sowohl in ihren Methoden als auch in ihrer Zielsetzung stark 
unterscheiden, teilen sie eine weitgehend fundamentalistische, d.h. streng textgebundene 
Koranauslegung und bedienen sich religiöser Argumente zur Begründung politischer Ziele. (1) 
Die folgende Darstellung der bedeutendsten in Deutschland vertretenen islamistischen 
Gruppierungen, die vom Verfassungsschutz als extremistisch eingestuft werden, ist darum 
bemüht, ein differenziertes Bild des politischen Islam in der Bundesrepublik zu zeichnen. Neben 
der Einschätzung des Verfassungsschutzes sowie anderer Beobachter der Szene wird deshalb 
auch die Eigendarstellung der Organisationen mit einbezogen. Im Vordergrund stehen dabei 
Organisationen türkischen und arabischen Hintergrunds sowie eine iranische Gruppierung. (2) 
 
Türkische islamistische Organisationen 
Mit 2,5 Millionen stellen türkische Arbeitsmigranten und deren Nachkommen in zweiter und 
dritter Generation, von denen fast jeder Vierte die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, den 
größten Anteil der in Deutschland lebenden Muslime dar. Nach Angaben des 
Verfassungsschutzes ist auch die Mehrheit (85 Prozent) der Mitglieder islamistischer 
Vereinigungen in der Bundesrepublik türkischer Herkunft. Neben dem mittlerweile verbotenen 
Kalifatsstaat gilt die Islamische Gemeinschaft Milli Görüs (sprich: Görüsch) als bedeutendste 
und mitgliederstärkste islamistische Organisation in Deutschland. (3) 
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Islamische Gemeinschaft Milli Görüs 
Die Islamische Gemeinschaft Milli Görüs (lGMG, „Nationale Sicht“) ist gegenwärtig der größte 
nicht-staatliche, türkisch-islamische Verband in Europa. Während der Verfassungsschutz die 
Mitgliederzahl in Deutschland auf ca. 26.500 schätzt, nennt die Organisation selbst wesentlich 
höhere Zahlen, was vermutlich in dem Unterschied zwischen eingetragenen Mitgliedern und 
Gemeindeangehörigen begründet ist. Neben 274 Moscheevereinen gehören der Gemeinschaft 
im Bundesgebiet zahlreiche Frauen-, Jugend- und Bildungseinrichtungen an. Nach Ansicht von 
Beobachtern tritt die IGMG ideologisch für eine „Gerechte Ordnung“ („Adil Düzen“) ein, die auf 
göttlichen Offenbarungen und einem islamischen Rechtssystem beruht und gegenüber der 
„westlichen, bürokratischen Ordnung“ durchgesetzt werden soll. Die Gemeinschaft selbst 
bestreitet jedoch gegenwärtig, das Konzept der „Gerechten Ordnung“ weiterhin in ihren 
Schulungsunterlagen zu verwenden. (4) 
Entstanden ist die IGMG in den 70er Jahren aus regionalen Verbänden. 1976 wurde als erster 
Deutschlandverband die Avrupa Türk Birligi (Türkische Union Europa) in Berlin gegründet, die 
1982 in Islamische Union Europa umbenannt wurde. Im Zuge heftiger Auseinandersetzungen in 
der Führungsspitze kam es 1983 zur Spaltung dieser Vereinigung in den Verband Islamischer 
Vereine und Gemeinden (lCCB) unter der Führung Cemaleddin Kaplans (s.u.) und in die 
Neuorganisation der Milli Görüs-Bewegung, die am 20. Mai 1985 in Vereinigung der nationalen 
Weitsicht in Europa e. V. (Avrupa Milli Görüs Teskilatlari, AMGT) umbenannt wurde. Aus dieser 
gingen schließlich Mitte der 90er Jahre die IGMG sowie die Europäische Moscheebau- und -
unterstützungsgemeinschaft (EMUG) hervor. Während die EMUG seither die Immobilien der 
Vereinigung verwaltet, übernimmt die IGMG sämtliche religiösen, sozialen und kulturellen 
Aufgaben. (5) 
Nach Aussage der IGMG gehören dem Verband zudem selbständige Islamische Föderationen 
in sieben Bundesländern an, die diese organisatorische Verbindung jedoch bestreiten und ihren 
eigenständigen Charakter betonen. (6) Seit 1990 ist die Milli Görüs-Bewegung bereits Mitglied 
im Islamrat, dem neben dem Zentralrat der Muslime größten muslimischen Dachverband in der 
Bundesrepublik. Aufgrund enger personeller und organisatorischer Verflechtungen zwischen 
der IGMG und der Mehrheit der Mitgliedsorganisationen des Islamrats gilt letzterer als von Milli 
Görüs dominiert. (7) 
Entgegen allen Vorwürfen des Verfassungsschutzes versteht sich die Vereinigung selbst nicht 
als „politische Organisation“, sondern als „Religionsgemeinschaft“, die sich der religiösen, 
sozialen und kulturellen Betreuung ihrer Mitglieder widmet. Sie sieht sich als „Motor für die 
Integration der Muslime“, die auf die „Entwicklung einer muslimischen Identität in Europa“ 
abziele. Die IGMG bietet eine Vielzahl von Dienstleistungen an, die sich nicht allein auf den 
religiösen Bereich beschränken: Neben dem Moscheebetrieb unter der Leitung von in der 
Türkei ausgebildeten Imamen und der Unterhaltung von Frauen-, Studenten- und 
Jugendvereinen stellen Bildungszentren für Kinder und Jugendliche sowie für theologisches 
Personal einen wichtigen Arbeitszweig dar. Die Organisation der Pilgerfahrt nach Mekka, die 
Überführung und Bestattung Verstorbener in der Türkei und der Vertrieb religiöser Literatur 
gehören ebenso zu den wirtschaftlichen Aktivitäten von Milli Görüs wie der Handel mit 
Lebensmitteln, Immobilien und Lebensversicherungen. Zudem gibt die IGMG die 
verbandseigene Monatszeitschrift Milli Görüs & Perspektive heraus, die in türkischer und zum 
Teil in deutscher Sprache erscheint. (8) 
Vom Verfassungsschutz wird die IGMG als legalistische islamistische Gruppierung eingestuft, 
die sich zwar von jeglicher Form der Gewaltanwendung distanziert, sich jedoch im Rahmen des 
geltenden Rechts um „Raum für die Entwicklung islamistischer Positionen in Deutschland“ 
bemüht, die im Widerspruch zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung stehen. (9) Zudem 
werden der Organisation politische Kontakte zu der islamistischen Partei des früheren 
türkischen Ministerpräsidenten Necmettin Erbakan sowie antisemitische Äußerungen zur Last 
gelegt. 
Seit die Bewegung in der Bundesrepublik in Erscheinung getreten ist, haftet ihr der Vorwurf an, 
sie sei dem Umfeld der islamistischen „Partei der Glückseligkeit“ (Saadet Partisi, SP) und deren 
Vorgängerorganisationen zuzurechnen, die auf die Errichtung einer auf dem Islam basierenden 
Gesellschaftsordnung abzielt. Obgleich die beiden Organisationen weder organisatorisch noch 
strukturell miteinander zusammenhängen, bestehen zahlreiche Verbindungen auf inhaltlicher 
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und personeller Ebene. So gehören sowohl der Führungsriege der islamistischen Partei in der 
Türkei als auch der IGMG Mitglieder der Familie Erbakan an. Erbakan selbst trat bereits bei 
Versammlungen der IGMG in Deutschland als Redner auf. Inhaltlich teilen die IGMG und die SP 
die Ansicht, die Herrschaftsverhältnisse in der Türkei seien „änderungsbedürftig“ zu Gunsten 
eines islamischen Staatswesens. 
Neben z. T. undurchsichtigen finanziellen Aktivitäten und Kontakten zu Scientology werden der 
IGMG auch antidemokratische und antisemitische Äußerungen in der Deutschlandausgabe der 
türkischen Tageszeitung Milli Gazete zum Vorwurf gemacht. Obgleich keinerlei organisatorische 
Beziehungen zwischen der IGMG und der Milli Gazete existieren, bestehen nach Informationen 
des Verfassungsschutzes personelle Querverbindungen, die darauf schließen lassen, dass die 
Zeitung von der IGMG als „Sprachrohr“ genutzt wird, durch das deren ideologische 
Grundpositionen verbreitet werden. (10) 
Die IGMG weist sämtliche Vorwürfe vehement zurück, da sich diese fast ausschließlich auf 
Inhalte der Milli Gazete bezögen, die nach Angaben der IGMG nicht als Organ der Organisation 
fungiert. Die Autoren seien weder Mitglieder noch Funktionäre der Milli Görüs-Bewegung und 
widersprächen in ihren Artikeln dem Selbstverständnis der IGMG. Der Generalsekretär der 
Organisation Oguz Ücüncü betonte wiederholt, dass Islam und Demokratie vereinbar seien und 
dass sich die IGMG mit Nachdruck zur freiheitlich demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik bekenne. Auch die Behauptung, die IGMG sei die Auslandsorganisation der 
islamistischen Partei Erbakans, wird entschieden zurückgewiesen. (11) 
Vom Verfassungsschutz werden diese Dementis zum einen als rein formale Distanzierung 
einiger Funktionäre verstanden, die darum bemüht seien, die IGMG als integrationswillige, die 
Demokratie bejahende Organisation zu präsentieren, während sie im Grunde danach strebten, 
islamistischen Kräften in Deutschland Raum zu verschaffen und ihre Anhänger vor einer 
„vermeintlichen Assimilation an die deutsche Gesellschaft“ zu bewahren. Der nordrhein-
westfälische Verfassungsschutz räumte demgegenüber 2004 erstmals ein, dass „erste Ansätze 
zu mehr Transparenz und einem demokratischeren Umgang“ erkennbar seien. Auch die 
Berliner Behörden stellten eine Spaltung innerhalb der Bewegung zwischen Traditionalisten der 
ersten Zuwanderergeneration und reformorientierten Mitgliedern der zweiten und dritten 
Generation fest, die sich von der Forderung nach einer auf dem islamischen Recht basierenden 
Gesellschaftsordnung distanzieren. (12)  
Auch der Kulturanthropologe Werner Schiffauer betont, dass die IGMG heute eine „sehr 
heterogene Gemeinde“ verkörpert. Während es durchaus einige Anhänger gebe, die nach wie 
vor für einen Gottesstaat eintreten, bekenne sich die Organisationsspitze, die von hier 
sozialisierten Deutschen türkischer Herkunft dominiert ist, ausdrücklich zu einem 
„wertekonservativen Islam im Kontext des europäischen Rechtsstaats“. Da von der IGMG keine 
absehbare Gefahr für die Bundesrepublik ausgehe, tritt Schiffauer dafür ein, den Islamismus 
„von innen“ zu überwinden und auf eine „Politik des Vertrauens“ zu setzen. Die staatliche 
Observierung durch den Verfassungsschutz müsse daher beendet und durch eine 
zivilgesellschaftliche Kontrolle mittels kritischer journalistischer Berichterstattung ersetzt 
werden. (13) 
 
Kalifatsstaat 
Anders als die IGMG stellt der so genannte Kalifatsstaat eine Gewalt befürwortende 
Gruppierung dar, die den demokratischen Rechtsstaat grundsätzlich ablehnt, da sie diesen als 
unvereinbar mit der „wahren“ islamischen Lehre erachtet. Sie propagiert den gewaltsamen 
Umsturz der laizistischen Republik Türkei und die Errichtung eines islamischen Gottesstaates 
unter der Führung eines Kalifen. Als Vorbild gilt ihr dabei die islamische Revolution im Iran. Seit 
dem Verbot des Vereins im Dezember 2001 weist der Kalifatsstaat einen starken Rückgang von 
Vereinsaktivitäten und eine sinkende Anhängerzahl auf. Nachdem diese Anfang der 90er Jahre 
noch auf 4.000 geschätzt wurde, geht man mittlerweile von nur noch 750 Anhängern 
bundesweit aus. Aufgrund seiner extremistischen Haltung war der Kalifatsstaat innerhalb der 
islamischen Dachverbände Zeit seines Bestehens völlig isoliert. (14) 
Hervorgegangen ist der Kalifatsstaat 1984 ebenso wie die IGMG aus der Islamischen Union 
Europa. Die anfängliche Vereinsbezeichnung Verband der Islamischen Vereine und Gemeinden 
wurde in den 90er Jahren durch die Eigenbezeichnung Kalifatsstaat (Hilafet Devleti) ersetzt. Der 
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Gründer der Organisation, Cemaleddin Kaplan, war 1980 infolge des Militärputsches in der 
Türkei als politischer Flüchtling nach Deutschland gekommen und hatte früh eine führende 
Position in der Islamischen Union inne. Durch seine offenkundige Nähe zur Islamischen 
Republik Iran und sein dementsprechendes Auftreten in der Öffentlichkeit wurde er auch als 
„Khomeini von Köln“ bezeichnet. (15) 
Der Kalifatsstaat war in seiner Gründungsphase eine vergleichsweise offene Bewegung, die 
sich im Laufe der folgenden Jahre jedoch weitgehend von ihrer Umgebung abkapselte. Anfang 
der 90er Jahre erfolgte eine zunehmende Radikalisierung, die zur Erklärung des 
Glaubenskriegs und zur Ausrufung der „Islamischen Republik Türkei“ führte und 1994 in der 
Selbsternennung Kaplans zum Kalifen mündete. (16)  
Nach seinem Tod trat sein Sohn Metin Kaplan die Nachfolge an und übernahm den von seinem 
Vater angenommenen Titel „Emir der Gläubigen und Kalif der Muslime“. Der Führungsanspruch 
des Sohnes war jedoch innerhalb der Organisation umstritten, so dass es zur Spaltung kam und 
Ibrahim Sofu zum „Gegenkalifen“ ausgerufen wurde. Nach heftigen Auseinandersetzungen kam 
es zum Mord an Sofu, der durch eine Fatwa (ein islamisches Rechtsgutachten) Kaplans 
veranlasst worden sein soll, in der er zur Tötung seines Rivalen aufgerufen hatte. Der Mord 
konnte zwar nie vollständig aufgeklärt werden, Kaplan wurde jedoch zu vier Jahren Haft 
verurteilt. Nach Verbüßung seiner Freiheitsstrafe wurde Kaplan auf Grund seiner Rolle als 
„Identifikationsfigur für den islamischen Extremismus“ schließlich im Oktober 2004 in die Türkei 
abgeschoben. Obwohl die internen Rivalitäten und sinkende Mitgliederzahlen zu einer 
Schwächung des Kalifatsstaats beigetragen hatten, versuchen die verbliebenen Anhänger 
weiterhin, die organisatorischen Strukturen aufrecht zu erhalten und die Lehren Kaplans durch 
den Versand von Publikationen weiter zu verbreiten. (17) 
Bei der Durchsetzung ihrer Ziele konzentrierte sich die Organisation in Deutschland auf die 
mediale Verbreitung der Lehre ihres „Kalifen“. Neben einer Internetseite betrieb sie eine .eigene 
Fernsehsendung, die einmal wöchentlich von Köln aus ausgestrahlt wurde. Zudem gab sie 
regelmäßig die Zeitung „Ümmet-i Muhammed“ heraus, in der fundamentalistische Polemik 
gegenüber der laizistischen Türkei verbreitet wurde. Cemaleddin Kaplan hatte sich zwar Zeit 
seines Lebens gegen die Anwendung von Gewalt bei der Durchsetzung seiner Ziele 
ausgesprochen, gleichzeitig jedoch von Glaubenskrieg und Opfertum gepredigt. Die Ermordung 
Sofus wird von Beobachtern als Moment gewertet, in dem die Gewaltrhetorik in faktische 
Gewalt umschlug, wobei der Verdacht besteht, dass bereits zuvor einzelne Mitglieder der 
Gemeinde als freiwillige Kämpfer nach Bosnien und Afghanistan gezogen waren. 1998 wurde 
der Kalifatsstaat zudem von türkischen Sicherheitsbehörden bezichtigt, anlässlich des 75-
jährigen Bestehens der Republik Bombenattentate sowie einen Kamikazeflug auf das 
Mausoleum Atatürks geplant zu haben. Aufgrund zahlreicher Ungereimtheiten und fehlender 
Beweise wird allerdings gemutmaßt, dass es sich hierbei um eine Inszenierung des türkischen 
Staatsschutzes handelt. Auch die Anschuldigung, die Organisation pflege Kontakte zum 
Terrornetzwerk al-Qaida und bilde selbst Kämpfer aus, ist spekulativ und konnte nie bewiesen 
werden. (18) 
 
Arabische islamistische Organisationen 
Neben den türkischen sind in der Bundesrepublik auch mehrere arabische Organisationen tätig, 
die vom Verfassungsschutz als islamistisch eingestuft werden. Mit einer Mitgliederzahl von etwa 
3.250 Personen machen die Islamisten arabischer Herkunft etwa 10 Prozent aller islamistischen 
Gruppierungen in Deutschland aus. Zu den bedeutendsten unter ihnen zählen mehrere der 
Muslimbruderschaft nahe stehende Organisationen sowie die Hizb ut-Tahrir, 
Interessensvertretungen der palästinensischen Hamas und der libanesischen Hizb Allah, die 
sich alle vorrangig auf die politischen Verhältnisse in den Heimatländern konzentrieren. (19) 
 
Muslimbruderschaft 
Die 1928 in Ägypten gegründete Muslimbruderschaft ist die älteste und bedeutendste arabische 
islamistische Gruppierung, die heute über die arabische Welt hinaus in etwa 70 Ländern 
weltweit vertreten ist. (20) Obgleich umstritten ist, inwieweit die Muslimbrüder in Deutschland in 
Vereinsstrukturen organisiert sind, ist davon auszugehen, dass die Islamische Gemeinschaft in 
Deutschland (IGD) und die daran angeschlossenen Islamischen Zentren in München, Marburg, 
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Stuttgart, Nürnberg, Frankfurt am Main und anderen Städten von der Muslimbruderschaft 
beeinflusst oder sogar kontrolliert werden. (21) 
Die IGD ist ursprünglich aus dem ägyptischen Zweig der Muslimbruderschaft hervorgegangen 
und versteht sich als Dachverband der ca. 1.300 ihr angeschlossenen Muslime im gesamten 
Bundesgebiet. Die insbesondere von arabischen Kaufleuten und Intellektuellen gegründete 
Organisation gehört zu den Gründungsmitgliedern des Zentralrats der Muslime in Deutschland. 
Als Sitz dient ihr das Islamische Zentrum München (IZM), das in Kontakt zur ägyptischen 
Muslimbruderschaft stehen soll. (22)  
Das Islamische Zentrum Aachen gilt daneben als Vertreter des syrischen Zweigs der 
Organisation und als deren organisatorischer Schwerpunkt in Deutschland, obgleich es sich 
bereits 1981 von der IGD abgespalten hat. Der aktuelle Bericht des Bundesamts für 
Verfassungsschutz beinhaltet keine direkten Anschuldigungen gegen mutmaßliche 
Einrichtungen der Muslimbrüder. Ihnen wird jedoch vorgeworfen, sie zielten darauf ab, ihren 
Anhängern in Deutschland Freiräume für ein Leben gemäß islamischer Rechtsnormen zu 
verschaffen. Auch wurde bereits Kritik an personellen und organisatorischen Verbindungen zur 
IGMG geübt. (23) 
Die IGD streitet jegliche Beziehungen zur Muslimbruderschaft ab und betont in ihrer Satzung, 
die Gemeinschaft werde in ihrer „islamischen Natur“ nicht von politischen Richtungen 
beeinflusst. Sie fühle sich gleichzeitig dem Islam und dem geltenden Recht der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung verpflichtet und bemühe sich zudem um den interreligiösen 
Dialog. Als Zielsetzung gibt sie die Integration der muslimischen Minderheit in die europäischen 
Mehrheitsgesellschaften unter „Beibehaltung einer entwickelten europäischen Identität“ an. 
Daneben strebe sie nach der „Etablierung islamischen Gemeindelebens als originärer 
Bestandteil der europäischen Gesellschaften“ und nach einer „Heimstätte für den 
deutschsprachigen Islam“. 
Entsprechend der Ideologie und Praxis der Muslimbrüder in der arabischen Welt sind auch die 
IGD und die Islamischen Zentren im sozialen und karitativen Bereich tätig. Zu ihren Aktivitäten 
zählen neben der Errichtung von Gebetsstätten, Kulturzentren und islamischen 
Erziehungseinrichtungen auch die Darstellung des Islam in der Öffentlichkeit im Rahmen von 
Pressearbeit, Publikationen und der Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen. (24) 
Entgegen den kritischen Stimmen einiger Beobachter ist der Islamwissenschaftler Peter Heine 
der Ansicht, die der Muslimbruderschaft nahe stehenden Vereine in Deutschland verträten – 
anders als in der arabischen Welt – keine antiwestlichen Positionen, sondern bemühten sich um 
den Dialog mit allen Teilen der Gesellschaft und öffneten ihre Einrichtungen zeitweise auch für 
Nichtmuslime. (25) 
 
Islamischer Bund Palästina und Al-Aqsa 
Die aus dem palästinensischen Zweig der Muslimbruderschaft hervorgegangene Hamas 
(Harakat al-Muqawama al-Islamiyya, „Islamische Widerstandsbewegung“) wird in Deutschland 
durch den Islamischen Bund Palästina (IBP) vertreten. Nachdem der IBP bereits 1981 innerhalb 
des Islamischen Zentrums München als Interessensvertretung palästinensischer Muslime 
gegründet worden war, formierte er sich sechs Jahre später, bei Ausbruch der ersten Intifada, 
als Vertreter der Hamas in Deutschland. Bundesweit zählt der Verfassungsschutz etwa 300 
Aktivisten, die über zentrale Versammlungsorte in München, Berlin und Aachen verfügen. 
Beobachtern zufolge steht der IBP ebenso wie seine Mutterorganisation einem Frieden mit 
Israel prinzipiell ablehnend gegenüber und befürwortet Anschläge auf israelische Ziele in Israel 
und den besetzten palästinensischen Gebieten. Terroristische Aktivitäten außerhalb dieser 
Region lehnt der IBP genauso wie die palästinensische Hamas grundsätzlich ab. Während die 
Hamas in der Konfliktregion sowohl durch terroristische Gewaltakte als auch durch ihre 
karitative Arbeit Bekanntheit erlangte, ist sie in der Bundesrepublik bislang weder gewalttätig 
aufgetreten, noch verfügt sie über feste soziale Organisationsstrukturen. Die Aktivitäten des IBP 
im Bundesgebiet beschränken sich auf religiöse Veranstaltungen, die Teilnahme an 
Kundgebungen zum Nahost-Konflikt und Sammlungen von Spendengeldern. Die von Hamas-
Anhängern in Deutschland ausgehende Gefahr ist nach Angaben des Verfassungsschutzes als 
gering einzustufen. Auch eine parallel zu der Entwicklung im Nahen Osten verlaufende 
Radikalisierung sei unter palästinensischen Zuwanderern nicht erkennbar. (26) 
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Finanzielle Unterstützung erhielt die Hamas nach offiziellen Angaben von dem mittlerweile 
verbotenen Spendenverein Al-Aqsa. Der 1991 in Aachen gegründete Verein warb offiziell um 
Spenden für die Gesundheitsversorgung und die Unterstützung sozial Schwacher in den 
palästinensischen Gebieten. Am 5. August 2002 wurde er jedoch von Bundesinnenminister 
Schily auf Grundlage des neuen Vereinsrechts verboten, das Verbote von Ausländervereinen 
ermöglicht, die gewalttätige oder terroristische Vereinigungen im In- oder Ausland unterstützen. 
Während sich Al-Aqsa selbst als „Gemeinnützige Hilfsorganisation“ bezeichnete und nach 
eigenen Angaben ausschließlich soziale Projekte in den palästinensischen Gebieten förderte, 
sah das Bundesverwaltungsgericht es als erwiesen an, dass der Verein regelmäßig 
Spendengelder in erheblichem Umfang an Hamas-nahe Sozialeinrichtungen im Gazastreifen 
und im Westjordanland weitergeleitet hat. Da die Hamas nach Ansicht der Richter als 
„einheitliches Gebilde“ zu betrachten ist, habe Al-Aqsa zugleich deren Gewalttaten gegen 
israelische Staatsbürger unterstützt und somit gegen den Gedanken der Völkerverständigung 
verstoßen. Der in den Medien verlautbarte Vorwurf, der Verein habe direkt Gelder an die 
Hinterbliebenen von Selbstmordattentätern gezahlt, wurde von offizieller Seite jedoch nicht 
bestätigt. (27) 
 
Hizb ut-Tahrir al-Islami 
Die 1953 in Jerusalem gegründete Hizb ut-Tahrir al-Islami („Islamische Befreiungspartei“) wird 
von Beobachtern als derzeit effektivste islamistische Bewegung in einigen zentralasiatischen 
Ländern wie Usbekistan, Tadschikistan und Kirgisistan beschrieben, die keinen terroristischen 
Kampf gegen die herrschenden Regime führt, sondern vielmehr einen „Krieg der Flugblätter“. 
Die Mitgliederzahl der Organisation, der 2003 ein Betätigungsverbot erteilt wurde, wird 
bundesweit auf etwa 200 geschätzt und setzt sich vorwiegend aus Studierenden und 
Akademikern zusammen, die in Universitäten und Moscheen rekrutiert werden. (28) 
Aufgrund des auch in zentralasiatischen Staaten verhängten Betätigungsverbots gegen die Hizb 
ut-Tahrir sind alle Internetseiten der Bewegung, mit Ausnahme der pakistanischen, gesperrt, 
z.T. jedoch über ein Onlinearchiv weiterhin einsehbar. Auf ihrer deutschsprachigen Seite 
bezeichnet sich die Organisation selbst als „politische Partei, deren Ideologie der Islam ist“ 
sowie als „Partei zur Wiedereinführung des Kalifats“. Auf der pakistanischen Seite wird zudem 
die Absicht hervorgehoben, die derzeitigen „korrupten“ Gesellschaften durch islamische zu 
ersetzen und einen Kalifatsstaat zu errichten, in dem sämtliche Lebensbereiche gemäß 
islamischen Rechtsnormen organisiert sind. (29)  
Uwe Halbach vom Institut für Internationale Politik und Sicherheit beschreibt die Hizb ut-Tahrir 
als eine auch in der Bundesrepublik „propagandistisch äußerst wirksame Bewegung“, die bis zu 
ihrem Betätigungsverbot ihre islamistische Lehre in der Zeitschrift „Explizit“ sowie auf 
Flugblättern publizierte. Bekannt wurde die Organisation in Deutschland insbesondere durch die 
Berichterstattung über eine von ihr organisierte Veranstaltung an der Technischen Universität 
Berlin im Oktober 2002, auf der unter Anwesenheit von NPD-Funktionären antijüdische, 
antiisraelische sowie antiamerikanische Parolen verbreitet wurden. (30) 
Infolge dieser Veranstaltung wurde der Hizb ut-Tahrir im Januar 2003 ein Betätigungsverbot 
erteilt. Als Begründung führte das Bundesinnenministerium an, dass sich die Organisation 
gegen den Gedanken der Völkerverständigung richte, „Gewaltanwendung als Mittel zur 
Durchsetzung politischer Belange“ befürworte und eine „derartige Gewaltanwendung“ 
hervorrufe. Der Verfassungsschutz bezeichnet die Bewegung in aktuellen Publikationen als 
antidemokratisch sowie als „anschauliches Beispiel für den ... antisemitisch unterfütterten 
Antizionismus islamistischer Organisationen“. Zwar steht die Hizb ut-Tahrir nicht in 
unmittelbarer Verbindung zu terroristischen Strukturen, Beobachter werfen ihr jedoch vor, als 
Wegbereiter für gewaltorientierte islamistische Bewegungen zu dienen. Obgleich die 
Organisation 2004 nach Angaben des Verfassungsschutzes nicht mehr öffentlich in 
Erscheinung getreten ist, wird befürchtet, dass auch das Verbot die Handlungsfähigkeit der 
Gruppierung nicht einschränken wird, sondern vielmehr zu einem erhöhten Maß an Kon-
spiration bei der Mitgliederanwerbung und der Durchführung von Aktivitäten führen könnte. (31) 
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Hizb Allah 
Während alle bereits angeführten islamistischen Gruppierungen dem sunnitischen Islam 
zuzurechnen sind, sind in Deutschland auch Islamisten aus dem schiitischen Spektrum 
vertreten. Als bedeutendste schiitische islamistische Gruppierung gilt die Hizb Allah („Partei 
Gottes“) deren Mitgliederzahl bundesweit auf 850 geschätzt wird. Die 1982 im Libanon 
gegründete Organisation steht unter dem politischen Einfluss der Islamischen Republik Iran, 
von der sie auch finanziell unterstützt wird. Ähnlich wie die Hamas erkennt die libanesische Hizb 
Allah das Existenzrecht eines israelischen Staates nicht an. Neben dem militärischen Kampf 
gegen Israel hat sie sich insbesondere die Re-Islamisierung der eigenen Bevölkerung auf die 
Fahnen geschrieben, welche sie durch ihre umfangreiche karitative Arbeit vorantreibt. (32) 
Die Aktivitäten der Hizb Allah-Anhänger in Deutschland beschränken sich im Wesentlichen auf 
die Teilnahme an religiösen Veranstaltungen und Spendensammlungen. Anders als in ihrem 
Ursprungsland lehnt die Organisation die Anwendung von Gewalt in der Bundesrepublik strikt 
ab. Die hier lebenden Mitglieder sind sowohl von der libanesischen Hizb Allah-Führung als auch 
vom früheren iranischen Staatspräsidenten Rafsandschani aufgefordert worden, keine Gewalt 
anzuwenden. Die Organisation tritt zurückhaltend auf und agiert nicht offiziell unter dem Namen 
Hizb Allah, wenngleich auf Demonstrationen auch Fahnen mit dem Vereinslogo sowie Portraits 
des Generalsekretärs Hassan Nasrallah mitgeführt werden. Nach Einschätzung des 
Verfassungsschutzes zeigten die Mitglieder in Deutschland in den vergangenen Jahren jedoch 
geringes Interesse an der aktiven Mitarbeit in der Organisation. (33) 
 
Iranische Islamisten 
Islamisches Zentrum Hamburg  
Als bedeutendste schiitische Einrichtung iranischer Prägung in Deutschland gilt das Islamische 
Zentrum Hamburg (IZH), dessen direkte Beziehungen zur revolutionären islamistischen 
Bewegung im Iran unumstritten sind. Seit seiner Gründung durch iranische Kaufleute und 
Akademiker im Jahr 1966 pflegt das von Beobachtern als äußerst konservativ eingestufte 
Zentrum enge Kontakte zu prominenten iranischen Geistlichen. Der jeweilige Vorsitzende des 
IZH, der gleichzeitig das Amt des Imams in der dem Zentrum angeschlossenen Imam-Ali-
Moschee innehat, wird direkt aus dem Iran eingesetzt. Zu den bislang prominentesten 
Vorsitzenden zählen der ehemalige Staatspräsident Mohammad Khatami (1978-80) sowie der 
frühere Vorsitzende der Islamisch-Republikanischen Partei Mohammad Beheshti (1965-70). Der 
Einzugsbereich des Zentrums umfasst nicht nur die im Raum Hamburg lebenden Iraner und 
Zwölferschiiten, sondern erstreckt sich über das gesamte Bundesgebiet. Weitere Einrichtungen 
in Berlin, Frankfurt am Main und München sind dem IZH angeschlossen. (34) 
Zu seinen Hauptaufgaben zählt das Zentrum den Ausbau eines konstruktiven Dialogs mit 
anderen religiösen, kulturellen und gesellschaftlichen Gruppen in Deutschland und Europa. Zu 
diesem Zweck werden Vorträge und Seminare sowie Tage der Offenen Tür und 
Besuchsprogramme für Schüler, Studenten und Kirchengemeinden organisiert. Auf seiner 
Internetseite weist das IZH zudem auf seine langjährige Teilnahme an interreligiösen 
Begegnungen und Kirchentagen hin. Die hauseigene Faltblattserie „Muslime im Dialog“ soll 
neben den vorrangig an Muslime gerichteten Zeitschriften „Al-Fadschr – Die 
Morgendämmerung“ und „Salam Kinder“ ebenfalls zur Information von Nichtmuslimen 
beitragen. Auch der „innermuslimische Dialog“ liegt der Gemeinde der Imam-Ali-Moschee, die 
sich nach eigenen Angaben aus Schiiten und Sunniten aus aller Welt zusammensetzt, am 
Herzen und wird als „Ausdruck der Glaubenseinheit“ hervorgehoben. Neben den 
Freitagspredigten, die auf Persisch, Arabisch und Deutsch gehalten werden und im Internet 
nachlesbar sind, finden in der Gemeinde islamische Feste, Eheschließungen und Trauerfeiern 
sowie Islamunterricht für Kinder statt. Für neu Konvertierte werden außerdem Arabischkurse 
und seelsorgerliche Betreuung angeboten. (35) 
Die Anwendung von Gewalt lehnt das IZH entschieden ab. In Reaktion auf die jüngsten 
Terroranschläge in London erließ der derzeitige Leiter Ayatollah Ghaemmaghami eigens eine 
Fatwa, in der er die Attentate scharf verurteilte. Wenngleich die Organisation auch vom 
Verfassungsschutz nicht als gewaltbereit eingestuft wird, macht ihm dieser die Verbreitung 
islamistischen Gedankenguts iranischer Prägung zum Vorwurf und bezeichnet das IZH als 
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„eines der aktivsten Propagandazentren und eine hochrangige Verbindungssteile zum obersten 
geistlichen Revolutionsführer des Iran, Ayatollah Khamenei“ in Europa. (36) 
Auch wenn so mancher Autor zu dem Schluss kommt, Islamisten in Deutschland hätten unter 
dem Deckmantel der Dialogbereitschaft ein „islamistisches Spinnennetz“ gesponnen und sich 
„wie eine Krake“ ausgebreitet, darf nicht aus dem Blick geraten, dass über 99 Prozent der hier 
lebenden Muslime nicht der islamistischen Szene angehören. (37) 
Da auch die übrigen ein Prozent keinen monolithischen Block bilden, sondern heterogenen 
islamistischen Bewegungen angehören, stellt sich die Frage, wie Staat und Gesellschaft 
zukünftig mit diesen Organisationen umgehen sollten. Neben fundiertem Wissen über die 
Gruppierungen ist allem voran die Einsicht unabdingbar, dass es sich bei den meisten dieser 
Bewegungen nicht – wie der Verfassungsschutz vorgibt – um „Ausländerorganisationen“ 
handelt. Viele Anhänger islamistischer Gruppierungen wurden bereits in Deutschland geboren, 
sozialisiert und ausgebildet. Die Lösung des Problems kann deshalb nicht die medienwirksame 
Abschiebung sogenannter „Hassprediger“ und die Durchsuchung mutmaßlich islamistischer 
Moscheevereine sein. Vielmehr muss überdacht werden, inwieweit – neben der staatlichen 
Absicherung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung – ein verstärkter 
zivilgesellschaftlicher Dialog dazu beitragen kann, die Integrationsbemühungen vieler als 
islamistisch eingestuften Organisationen zu fördern und somit dem Abdriften junger in 
Deutschland lebender Muslime in extremistische Bewegungen entgegenzuwirken. 
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Christlich-Islamischer Dialog – Ansprechpartner 
 
Christlich-Islamische Gesellschaft Region Stuttgart e.V. 
Kontakt: Michael Blume, Brühlstraße 6, 70794 Filderstadt,  
Tel/Fax: (0 71 58) 6 75 42, E-Mail: info@cig-stuttgart.de 
 
 
Gesellschaft für christlich-islamische Begegnung und Zusammenarbeit (CIBZ)  
Stuttgart e. V. 
Kontakt: Riad Ghalaini, Bockelstr. 37, 70619 Stuttgart,  
Tel./Fax 0711-608491,  E- Mail: info@cibz.de 
 
 
Koordinierungsrat der Vereinigungen des Christlich-Islamischen Dialogs  
in Deutschland (KCID) e.V. 
Geschäftsstelle: Nordbahnhofstr. 16, 70191 Stuttgart,  
Tel.: +49 (0) 711 / 253 78 40, Fax: +49 (0) 711 / 253 76 70,  
E-Mail: info@kcid.de, Internet: www.kcid.de,  
mit Links zu Dialogvereinen und Veranstaltungskalender 
Vorstandsmitglieder aus Württemberg:  
Murat Aslanoglu, Korb, E-Mail: Aslanoglu@kcid.de 
Dr. Reinhold Gestrich, Esslingen, E-Mail: Gestrich@kcid.de 
Heinrich Georg Rothe, Esslingen, E-Mai: Rothe@kcid.de 
 
 
Arbeitskreis für Islamfragen beim Evangelischen Oberkirchenrat Stuttgart 
Kontakt: Pfarrerin Annette Kick, Gymnasiumstraße 36, 70174 Stuttgart,  
Telefon: 0711-2068 276, E-Mail: annette.kick@elk-wue.de 
 
 
Facharbeitsgruppe Islam der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen(ACK) Baden-
Württemberg 
Kontakt: Dr. Johannes Ehmann, Stafflenbergstr. 46, 70184 Stuttgart  
Telefon: 0711-1645560, E-Mail: ackbw@t-online.de 
 
 
Hinweise auf Ansprechpersonen in den Kirchenbezirken 
Evangelischer Oberkirchenrat, Pfarrer Heinrich Georg Rothe 
Gänsheidestr. 2-4, 70184 Stuttgart,  
Tel.: 0711-2149-474; Fax: 0711-2149-9474 
E-Mail: Heinrichgeorg.Rothe@elk-wue.de 
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Literaturhinweise 
 

Eine Moschee ist geplant  
Wie verhält sich die Kirchengemeinde?  
 
Handreichung für Kirchengemeinderäte und engagierte Gemeindeglieder  
Hrsg. vom Evangelischen Medienhaus GmbH, Augustenstr. 124,  
70194 Stuttgart im Auftrag des Evang. Oberkirchenrates Stuttgart,  
DIN A5, 24 S.  
 
 

 
Begegnen – Feiern – Beten  
Handreichung zur Frage interreligiöser Feiern von Christen und Muslimen, 
 
Hrsg. vom Evangelischen Medienhaus GmbH, Augustenstr. 124,  
70194 Stuttgart im Auftrag des Evang. Oberkirchenrates Stuttgart, 2003  
Bestelladresse: Evang. Oberkirchenrat, Versand, Gänsheidestr. 4,  
70184 Stuttgart, Tel. 0711-2149-269, Fax 0711-2149-9269,  
DIN A5, 28 S.  
 

 
Christen und Muslime  
Erstaunliche Nähe – bedrängende Ferne  
 
Dokumentation der Ergebnisse der Umfrage des Oberkirchenrates zum 
Stand der christlich–muslimischen Beziehungen in der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg, vorgelegt im November 2005 von der 
Arbeitsgruppe Islamumfrage der Herbstkonferenz der Vikar/-innen und 
Pfarrer/-innen z. A. Kontakt: Pfarrer Rothe, Evang. Oberkirchenrat, 
Gänsheidestr. 4, 70184 Stuttgart, Tel 0711-2149-474,  

       E-Mail HeinrichGeorg.Rothe@elk-wue.de  
 
Christen begegnen Muslimen  
Eine Handreichung  
 
Hrsg. von der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-
Württemberg (ACK), Stafflenbergstr. 44, 70184 Stuttgart,  
Fax 0711-2361436,  
E-Mail ackbw@t-online.de; www.ack-bw.de 
DIN A5, 68 S. 
 

 
Christlicher Glaube und Islam  
Erklärung der Lausanner Bewegung Deutschland 
 
Hrsg. von der Deutschen Evangelischen Allianz,  
Esplanade 5-10a, 07422 Bad Blankenburg,  
Tel 036741-2424, Fax 036741-3212,  
E-Mail info@ead.de; www.ead.de 
DIN A5, 28 S. 
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Wenn Muslime zu Allah beten ...  
17 Verteilhefte zu verschiedenen Themen der christlich-islamischen 
Begegnung  
 
Hrsg. von der Deutschen Evangelischen Allianz,  
Esplanade 5-10a, 07422 Bad Blankenburg,  
Tel. 036741-2424, Fax 036741-3212,  
DIN A4 1/3 lang, 12 S. Abgabe gegen Spende 
E-Mail info@ead.de; www.ead.de 
 
Prälat i. R. Gerhard Röckle:  
Christentum und Islam  
Was ist das Besondere am Gottesbild der Muslime und der Christen?  
 
Überarbeitete und erweiterte Fassung eines Vortrags bei der Evang. 
Diakonissenanstalt Stuttgart 2002, DIN A5, 32 S. 
Evang. Diakonissenanstalt Stuttgart, Referat Öffentlichkeitsarbeit, 
Rosenbergstr. 40, 70176 Stuttgart, Tel. 0711-991-4260,  
E-Mail info@diak-Stuttgart.de  

 
 
Christentum für Muslime erklärt  
deutsch – türkisch, 20 verschiedene Faltblätter  
 
Hrsg. vom Arbeitskreis „Kirche und Islam“ in der Evang.-Luth. 
Landeskirche Hannover.  
Bezug: Freimund-Verlag, Ringstr. 15, 91564 Neuendettelsau,  
Tel. 09874-689 39-80, Fax 09874-689 39 99, 3 € je Faltblatt-Satz  
www.freimund-buchhandlung.de/verlag 
 
 

 
Weißt du, wer ich bin?  
Das Projekt der drei großen Religionen für friedliches Zusammenleben in 
Deutschland  
 
Faltblatt; ausführliche Informationen: www.weisstduwerichbin.de  
Kontakt: Katrin Kuhla, Projektbeauftragte, Ökumenische Centrale der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK), Ludolfusstr. 2-4,  
60487 Frankfurt, Tel 069-247027-17, Fax 069-247027-30,  
E-Mail katrin.kuhla@ack-oec.de 
 
 
 
 
Ulrich Dehn (Hg.): 
Islam in Deutschland – quo vadis? 
 
Evang. Zentralstelle für Weltanschauungsfragen, Auguststr. 80,  
10117 Berlin, Tel 030-28395-211, Fax 030-28395-212,  
E-Mail info@ezw-berlin.de, DIN A5, 120 S. 
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Was jeder vom Islam wissen muß  
 
Hrsg. vom Lutherischen Kirchenamt der Vereinigten Evang.-Luth. Kirche 
Deutschlands (VELKD) und vom Kirchenamt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD), Gütersloher Verlagshaus (GTB 786), 
6. überarbeitete Auflage 2001, 264 S.  
 
 
 
 
 
Zusammenleben mit Muslimen in Deutschland  
Gestaltung der christlichen Begegnung mit Muslimen  
 
Eine Handreichung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Gütersloher Verlagshaus, 2. Auflage 2000, 128 S. 
 
 
 
 
 
 
 
Islamische und christliche Feste  
deutsch – türkisch  
 
Hrsg. von Michael Mildenberger und Hans Vöcking,  
Verlag Otto Lembeck, Frankfurt am Main,  
2. Auflage 1984, DIN A5, 56 S.  
 
 
 
 
Christlicher Glaube und nichtchristliche Religionen  
Theologische Leitlinien  
 
Ein Beitrag der Kammer für Theologie der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, EKD-Texte 77, hrsg. Vom Kirchenamt der Evang. Kirche in 
Deutschland (EKD), Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover, 2003, DIN 
A5, 26 S.  
 
 
Glaube und nichtchristliche Religionen  
epd-Dokumentation Nr. 33, 11.08.2003  
 
Hrsg. vom Gemeinschaftswerk der Evang. Publizistik,  
Postfach 500550, 60394 Frankfurt,  www.epd.de DIN A4, 20 S. 
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Wie können wir Muslimen begegnen? –  
Christen und Muslime – gemeinsam beten?  
 
Zwei Arbeitspapiere des gemeinsamen Ausschusses „Islam in Europa“ 
der Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) und des Rates der 
Europäischen Bischofskonferenz (CCEE)  
epd-Dokumentation Nr. 51, 15.12.2003,  
Bezug: Gemeinschaftswerk der Evang. Publizistik, Postfach 500550, 
60394 Frankfurt, www.epd.de, DIN A4, 40 S.  

 
 
Erste Schritte wagen  
Eine Handreichung für die Begegnung von Kirchengemeinden mit ihren 
muslimischen Nachbarn  
 
Hrsg. im Auftrag des Landeskirchenrates von der Arbeitsgruppe 
„Islam/Interreligiöser Dialog“ der Evang.-Luth. Kirchen in Bayern, München 
2002 (2. überarbeitete und ergänzte Auflage), Bezug: Referat Ökumene, 
Partnerschaften, Mission, Entwicklungsdienst der Evang.-Luth. Kirche in 
Bayern, 80007 München, Postfach 200751 

 
 
 
Weiterführende Links  
 
www.ekd.de/synode2005/schwerpunktthema.html (4. Tagung der 10. Synode der EKD 

Berlin, 6. - 10. November 2005, dort Beschluss - Kundgebung zum 
Schwerpunktthema "Tolerant aus Glauben")  

www.baden-wuerttemberg.de (unser Land, Kirchen und Konfessionen, Muslimische 
Gemeinschaften, dort Bericht für den Ministerrat: Muslime in Baden-Württemberg)  

www.kirche-mv.de/NEK-S.7629.0.html (Nordelbische Synode zum Christlich-islamischen 
Dialog) 

www.elk-wue.de (Suche: Islam) 
www.epd.de (Suche: Islam)  
www.ead.de (Arbeitskreis Islam der evang. Allianz)  
 
 
 
 


